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Zweiter Tarifvertrag
über Maßnahmen zur Begleitung des Umbaus

der Landesverwaltung Brandenburg (TV Umbau II)
vom 21. November 2017

Bekanntmachung 
des Ministeriums des Innern und für Kommunales

Vom 20. Dezember 2017

Der Minister des Innern und für Kommunales hat für die Regie-
rung des Landes Brandenburg am 21. November 2017 mit den 
Gewerkschaften

-	 Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - (ver.di) - Landes- 
bezirk Berlin-Brandenburg, 

-	 Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) - Lan-
desverband Brandenburg, 

-	 Gewerkschaft der Polizei (GdP) - Landesbezirk Branden-
burg, 

-	 Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt (IG BAU), 
vertreten durch den Bundesvorstand, und

-	 dbb beamtenbund und tarifunion, vertreten durch den Fach-
vorstand Tarifpolitik,

den nachfolgenden Zweiten Tarifvertrag über Maßnahmen zur 
Begleitung des Umbaus der Landesverwaltung Brandenburg 
(TV Umbau II) abgeschlossen. Der TV Umbau II ist mit Wir-
kung vom 1. Januar 2018 in Kraft getreten; die Laufzeit endet 
mit Ablauf des 31. Dezember 2020.

Der TV Umbau vom 21. Januar 2009 in der Fassung des 3. Än-
derungstarifvertrages vom 22. Februar 2016 ist mit Ablauf des 
31. Dezember 2017 außer Kraft getreten und wird durch den 
TV Umbau II ersetzt. 

Der Tarifvertrag zur sozialverträglichen Begleitung der Neu-
strukturierung der Hochschulregion Lausitz vom 5. Oktober 
2012 in der Fassung des 1. Änderungstarifvertrages vom 25. No- 
vember 2015 wird mit Inkrafttreten des TV Umbau II durch 
diesen ersetzt und ist damit ebenfalls außer Kraft getreten.

Zweiter Tarifvertrag
über Maßnahmen zur Begleitung des Umbaus 

der Landesverwaltung Brandenburg (TV Umbau II)
vom 21. November 2017

Zwischen

der Regierung des Landes Brandenburg
vertreten durch den Minister des Innern 
und für Kommunales � einerseits

und

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

der ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft -
Landesbezirk Berlin-Brandenburg

der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft
Landesverband Brandenburg

der Gewerkschaft der Polizei
Landesbezirk Brandenburg

der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt
vertreten durch den Bundesvorstand

sowie

dem dbb beamtenbund und tarifunion
vertreten durch den Fachvorstand Tarifpolitik� andererseits

wird Folgendes vereinbart:

Der Tarifvertrag über Maßnahmen zur Begleitung des Umbaus 
der Landesverwaltung Brandenburg (TV Umbau) vom 21. Ja-
nuar 2009 in der Fassung des 3. Änderungstarifvertrages vom 
22. Februar 2016 und der Tarifvertrag zur sozialverträglichen 
Begleitung der Neustrukturierung der Hochschulregion Lausitz 
vom 5. Oktober 2012 in der Fassung des 1. Änderungstarifver-
trages vom 25. November 2015 werden durch die vorliegende 
Fassung mit Wirkung zum 1. Januar 2018 ersetzt:

Inhaltsverzeichnis

Präambel

I.	 Allgemeines

§ 1	 Geltungsbereich, Gleichstellungsklausel
§ 2	 Unterrichtungs- und Beteiligungspflichten

II.	 Arbeitsplatz- und Einkommenssicherung

§ 3 	 Kündigungsschutz und Arbeitsplatzsicherung
§ 4	 Arbeitsplatzsicherung durch Mobilität bei gleichwertiger 

Einsatzmöglichkeit
§ 5	 Arbeitsplatzsicherung durch Flexibilität 
§ 6	 Mobilitätsprämie
§ 7 	 Einkommenssicherung 
§ 8	 Arbeitsplatzsicherung durch Qualifizierung
§ 9 	 Leistungen des Arbeitgebers
§ 10 	 Vertragsbindung nach Qualifizierung, Rückzahlungspflich-

ten
§ 11 	 Besonderer Kündigungsschutz, Veränderungssperre 

III.	 Freiwillige Leistungen des Arbeitgebers

§ 12	 Mittelbare Umbaubetroffenheit
§ 13 	 Weitergehende Qualifizierungsmaßnahmen
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§ 14	 Vertragsbindung nach Qualifizierung, Rückzahlungspflich-
ten

§ 15	 Härtefallregelung

IV.	 Besondere Beschäftigtengruppen

§ 16	 Sonderregelungen für Lehrkräfte
§ 17	 Sonderregelungen für Beschäftigte im Geltungsbereich 

des TV-L-Forst
§ 18	 Sonderregelungen für Beschäftigte der BTU

V.	 Beirat, Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 19	 Beirat, Clearingstelle
§ 20	 Übergangsvorschriften, Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Präambel

Die Tarifvertragspartner sind sich bewusst, dass die Leistungs-
stärke der Landesverwaltung ein entscheidender Standortfaktor 
für das Land Brandenburg ist. Diese kann gerade vor dem Hin-
tergrund des tiefgreifenden demographischen Wandels nur 
durch eine stetige Anpassung des Verwaltungsaufbaues erhal-
ten und optimiert werden. Hierzu bedarf es eines verstetigten 
Veränderungsmanagements, das die Möglichkeiten zum dauer-
haften Erhalt von Beschäftigungsmöglichkeiten eröffnet und 
die Bereitschaft der Beschäftigten, auch andere Tätigkeiten in-
nerhalb der Landesverwaltung auszuüben, stärkt. Eine zuneh-
mend durch technischen Fortschritt und stetigen Wandel ge-
prägte Arbeitswelt erfordert von den Beschäftigten lebenslanges 
Lernen, um diesen Anforderungen gewachsen zu bleiben. 
Durch Förderung und Forderung der Teilnahme an umfassender 
Qualifizierung sollen die Kenntnisse und Fertigkeiten der Be-
schäftigten den wechselnden und steigenden Anforderungen 
des öffentlichen Dienstes kontinuierlich angepasst werden. Die 
Tarifvertragsparteien bekräftigen ihre Absicht, alle mit dem er-
forderlichen Umbauprozess verbundenen personellen Maßnah-
men sozial ausgewogen auszugestalten.

I.
Allgemeines

§ 1 
Geltungsbereich, Gleichstellungsklausel

(1) Die Bestimmungen dieses Tarifvertrages finden auf von 
Umbaumaßnahmen betroffene Beschäftigte Anwendung, die in 
einem Arbeitsverhältnis zum Land Brandenburg stehen.

(2) Die Bestimmungen dieses Tarifvertrages finden keine An-
wendung auf Beschäftigte im Sinne des Absatzes 1, die von 
personellen Maßnahmen betroffen sind, die auf einer tarifver-
traglichen, landes- oder bundesgesetzlichen Personalüberlei-
tung oder -gestellung zu einem anderen Arbeitgeber oder auf 
einem Betriebsübergang im Sinne des § 613a BGB beruhen.

(3) Umbaumaßnahmen sind:

1.	 die Auflösung oder Verlegung von Dienststellen oder von 
wesentlichen Dienststellenteilen,

2.	 der Zusammenschluss mit anderen Dienststellen oder die 
Spaltung von Dienststellen,

3.	 die grundlegenden Änderungen der Dienststellenorganisa-
tion einschließlich der Bündelung oder Verlagerung von 
Aufgaben, 

4.	 die Einführung grundlegend neuer Arbeitsmethoden,
5.	 Personalmaßnahmen im Sinne des neunten Abschnitts des 

Personalvertretungsgesetzes für das Land Brandenburg mit 
dem Ziel des Personalabbaus bei Dienststellen, in denen es 
nicht möglich ist, die haushaltsrechtlich bestimmten Ab-
bauziele durch Altersabgänge fristgerecht zu realisieren.

(4) Umbaubetroffen sind Beschäftigte, deren Arbeitsplatz durch 
Maßnahmen nach Absatz 3 ganz oder teilweise wegfällt.

(5) Die in diesem Tarifvertrag verwendeten Status- und anderen 
personenbezogenen Bezeichnungen gelten für Frauen und Män-
ner.

Protokollnotiz zu § 1 Absatz 2 - Infrastrukturgesellschaft:

Dieser Tarifvertrag findet keine Anwendung auf Beschäftigte, 
deren Arbeitsverhältnisse im Zusammenhang mit dem Infra-
strukturgesellschaftserrichtungsgesetz, dem Fernstraßen-Bun-
desamt-Errichtungsgesetz und dem Fernstraßen-Überleitungs-
gesetz übergehen oder die in diesem Zusammenhang dem Fern- 
straßen-Bundesamt oder einer Gesellschaft privaten Rechts im 
Sinne des Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes zur Auf- 
gabenwahrnehmung zur Verfügung gestellt werden (Personal-
gestellung). Dies gilt nicht für Folgeänderungen innerhalb ei-
ner Dienststelle oder eines Betriebes nach der Durchführung 
der vorgenannten Personalmaßnahmen.

Protokollnotiz zu § 1 Absatz 3:

Die Tarifvertragsparteien sind der Auffassung, dass die mit der 
Errichtung von Landesbetrieben verbundenen organisatorischen 
und personellen Maßnahmen als Umbaumaßnahmen im Sinne 
des § 1 Absatz 3 gelten. Dazu gehört auch die Ausweitung von 
Aufgaben und Geschäftsfeldern bestehender Landesbetriebe.

Mehrere Einzelmaßnahmen gelten als Umbaumaßnahme im 
Sinne des Absatzes 3, wenn sie auf einer einheitlichen Pla-
nungsentscheidung des Arbeitgebers beruhen.

Protokollnotiz zu § 1 Absatz 4:

Ein Arbeitsplatz fällt weg, wenn er am bisherigen Arbeitsort 
und/oder mit der bisherigen Bewertung und/oder mit dem bis-
herigen Beschäftigungsumfang nicht mehr besteht.

§ 2 
Unterrichtungs- und Beteiligungspflichten

(1) Der Arbeitgeber hat die zuständige Personalvertretung 
rechtzeitig und umfassend über die vorgesehenen organisatori-
schen und personellen Maßnahmen zu unterrichten.

(2) Bei der Auswahl der von Umbaumaßnahmen betroffenen 
Beschäftigten durch die personalaktenführende Dienststelle 



557Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 26 vom 4. Juli 2018

sind Aspekte der Personalentwicklung und bestehende Fortbil-
dungsmöglichkeiten zu berücksichtigen. Die Beschäftigten 
sind so rechtzeitig über die ihren Arbeitsplatz betreffenden Or-
ganisationsentscheidungen und deren Auswirkungen zu unter-
richten, dass sie Gelegenheit haben, ihre persönlichen Vorstel-
lungen über ihre weitere Verwendung in den Identifizierungs- 
prozess einzubringen. Insbesondere müssen sie rechtzeitig vor 
sie betreffenden Personalentscheidungen gehört werden. Die 
Personalvertretung, die Gleichstellungsbeauftragte und die 
Schwerbehindertenvertretung sind auf Antrag der Beschäftig-
ten zu der Anhörung hinzuzuziehen. Auf Verlangen der Be-
schäftigten ist der wesentliche Inhalt der Anhörung zu doku-
mentieren und zur Personalakte zu nehmen.

(3) Die Beteiligungsrechte der Personalvertretungen bleiben 
unberührt.

II.
Arbeitsplatz- und Einkommenssicherung

§ 3
Kündigungsschutz und Arbeitsplatzsicherung

(1) Betriebsbedingte Beendigungskündigungen aufgrund von 
Maßnahmen nach § 1 Absatz 3 sind während der Laufzeit die-
ses Tarifvertrages ausgeschlossen und lediglich unter den Vo- 
raussetzungen des Absatzes 4 zulässig. Zur Umsetzung der Ar-
beitsplatzsicherungsmaßnahmen nach diesem Tarifvertrag sind 
Änderungskündigungen zulässig, soweit ein Einvernehmen 
nicht erreicht werden kann. Das Recht des Arbeitgebers auf 
personen- beziehungsweise verhaltensbedingte Beendigungs-
kündigungen bleibt unberührt.

(2) Der Arbeitgeber ist dem von einer Umbaumaßnahme im 
Sinne des § 1 betroffenen Beschäftigten nach Maßgabe der §§ 4 
bis 8 zur Arbeitsplatzsicherung verpflichtet. 

(3) Von der durch die §§ 4, 5 und 8 vorgegebenen Reihenfolge der 
Maßnahmen kann nach dem Grundsatz des Vorranges der Frei-
willigkeit im Einvernehmen zwischen dem Beschäftigten und der 
personalaktenführenden Dienststelle abgewichen werden.

(4) Eine Kündigung mit dem Ziel der Beendigung des Arbeits-
verhältnisses kann ausgesprochen werden, wenn der Beschäf-
tigte ein zumutbares Arbeitsplatzangebot nach §§ 4 und 5 oder 
eine Qualifizierungsmaßnahme nach § 8 ablehnt.

(5) Im Falle einer Umbaumaßnahme nach § 1 Absatz 3 kann der 
Arbeitgeber wegen der besonderen Kenntnisse und Fähigkeiten 
des bisher mit der Aufgabe betrauten Beschäftigten von der 
durch die §§ 4, 5 und 8 vorgegebenen Reihenfolge des Tarifver-
trages auch ohne Zustimmung des Beschäftigten abweichen, 
wenn hierfür ein berechtigtes dienstliches Interesse besteht.

§ 4 
Arbeitsplatzsicherung durch Mobilität 
bei gleichwertiger Einsatzmöglichkeit

(1) Entfällt der bisherige Arbeitsplatz aufgrund einer Umbau-
maßnahme im Sinne des § 1 Absatz 3 und 4, prüft der Arbeit- 

geber eine Weiterbeschäftigung auf einem gleich bewerteten 
Arbeitsplatz in folgender Reihenfolge:

1.	 Arbeitsplatz in der gleichen Dienststelle am selben Ort und, 
falls dies nicht möglich ist, in einer anderen Dienststelle 
innerhalb des Einzugsgebietes der bisherigen Dienststelle 
von 30 km,

2.	 Arbeitsplatz in einer anderen Dienststelle innerhalb der 
Landesverwaltung Brandenburgs.

(2) Ein Arbeitsplatz ist gleichwertig, wenn sich durch die neue 
Tätigkeit die bisherige Entgeltgruppe nicht ändert und der bis-
herige zeitliche Beschäftigungsumfang (Teilzeit- oder Vollbe-
schäftigung) bestehen bleibt.

(3) Der Beschäftigte ist verpflichtet, einen ihm nach vorstehen-
den Absätzen angebotenen Arbeitsplatz anzunehmen.

(4) Der Arbeitgeber hat eine dem Beschäftigten zumutbare 
Weiterbeschäftigungsmöglichkeit ab dem Zeitpunkt der Unter-
richtung nach § 2 Absatz 2 Satz 2, spätestens aber einen Monat 
vor dem Wirksamwerden der Umbaumaßnahme anzubieten. 
Die Vermittlung auf einen anderen Arbeitsplatz hat zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der Umbaumaßnahme zu erfolgen.

Protokollnotiz zu § 4 Absatz 1 Nummer 1

Der Berechnung der maßgeblichen Entfernung der bisherigen 
Dienststelle zu einer anderen Dienststelle nach Absatz 1 Num-
mer 1 ist eine üblicherweise befahrene Strecke im Sinne von § 3 
Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c des Bundesumzugskostenge-
setzes (BUKG) zugrunde zu legen.

Protokollnotiz zu § 4 Absatz 1 Nummer 2

Im Falle der Nummer 2 können zur Reihenfolge der Vermittlung 
des Umbaubetroffenen Dienst- oder Betriebsvereinbarungen 
vereinbart werden.

Protokollnotiz zu § 4

Die für die Vermittlung umbaubetroffener Beschäftigter zwin-
gend erforderlichen Daten werden ausschließlich in Papier-
form an die oberste Dienstbehörde der im Sinne von § 4 Ab-
satz 1 betroffenen Personalstellen und soweit erforderlich an 
die zuständigen Personalstellen nachgeordneter Behörden 
übermittelt, dort gemäß § 29 Absatz 1 Satz 1 BbgDSG verarbei-
tet und nach der Vermittlung oder Feststellung der Nichtvermit-
telbarkeit der Beschäftigten unverzüglich vernichtet. Die zur 
Vermittlung benötigten personenbezogenen Angaben sind 
nachfolgend abschließend aufgezählt:

1.	 Angaben zur Person (Name, Vorname, Titel, Postleitzahl 
und Wohnort, dienstliche Telefonnummer und dienstliche 
E-Mail-Adresse),

2.	 Angaben zum derzeitigen Arbeitsplatz (Dienststelle/-ort, 
personalaktenführende Dienststelle, Entgeltgruppe, Be-
schäftigungsumfang, Beschäftigungsverhältnis unbefristet/
befristet bis, Einsatzbereich, ausgeübte Tätigkeit [Tätig-
keitsdarstellung bzw. Darstellung der die Position prägen-
den Aufgaben]),



558 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 26 vom 4. Juli 2018

3.	 Ausbildungs-/Studienabschlüsse, Beruflicher Werdegang 
(tabellarischer Lebenslauf: Arbeitgeber/Dienststelle, Zeit-
raum, Beschreibung der Tätigkeiten),

4.	 Fort- und Weiterbildungen, mit denen zusätzliche Qualifi-
kationen erworben wurden (einschließlich Qualifizierun-
gen zur Arbeitsplatzsicherung),

5.	 IT-Kenntnisse für spezielle Fachverfahren,
6.	 Sprachkenntnisse mit Qualifikationsnachweis,
7.	 Führerschein (Klassen) und
8.	 mit Einwilligung der Umbaubetroffenen weitere vermitt-

lungsrelevante Sachverhalte. 

§ 5
Arbeitsplatzsicherung durch Flexibilität

Entfällt die bisherige Beschäftigungsmöglichkeit aufgrund ei-
ner Umbaumaßnahme nach § 1 Absatz 3 und 4 und ist eine 
Beschäftigung auf einem gleichwertigen oder einem höherwer-
tigen Arbeitsplatz nach § 4 nicht möglich, prüft der Arbeitgeber 
Weiterbeschäftigungsmöglichkeiten auf einem geringer bewer-
teten Arbeitsplatz. Zur Arbeitsplatzsicherung ist eine Ände-
rungskündigung zum Zwecke der Herabgruppierung um bis zu 
zwei Entgeltgruppen zulässig. Mit Zustimmung des Beschäf-
tigten ist eine weitere Herabgruppierung zulässig.

§ 6
Mobilitätsprämie

(1) Beschäftigte, die nach §§ 4 und 5 bei einer Dienststelle au-
ßerhalb des bisherigen Arbeitsortes oder des Wohnortes weiter-
beschäftigt werden, erhalten unbeschadet eines Anspruchs auf 
Umzugskostenvergütung und Trennungsgeld zur Anerkennung 
ihrer Mobilitätsbereitschaft eine nicht zusatzversorgungspflich-
tige Mobilitätsprämie in Abhängigkeit von der einfachen zu-
sätzlichen Entfernung zwischen ihrer Wohnung und der neuen 
Dienststelle in Höhe von

Zusätzliche Entfernung Mobilitätsprämie 
für 18 Monate

ab 10 km bis 20 km 450 €
ab 21 km bis 30 km 900 €
ab 31 km bis 50 km 1 500 €
ab 51 km bis 70 km 1 725 €
ab 71 km 2 250 €

(2) Der Anspruch auf die Mobilitätsprämie entsteht mit dem 
Tag des Wirksamwerdens der dienstlichen Maßnahme, frühes-
tens jedoch mit dem Tag der Aufnahme der Tätigkeit am neuen 
Arbeitsort. Die Mobilitätsprämie wird als Einmalzahlung im 
Voraus mit dem Entgelt für den dritten Monat nach Entstehung 
des Anspruchs gezahlt.

(3) Wenn die Voraussetzungen gemäß Absatz 1 vor Ablauf von 
18 Monaten nach Aufnahme der Tätigkeit aus Gründen, die der 
Beschäftigte zu vertreten hat, entfallen, ist die Mobilitätsprämie 
zeitanteilig in Höhe von jeweils einem Achtzehntel des Betra-
ges nach Absatz 1 für jeden vollen Monat der entfallenen Tätig-
keit am neuen Arbeitsort zurückzuzahlen.

(4) Der Anspruch mindert sich entsprechend dem Anteil an der 
vertraglichen Arbeitszeit, für den arbeitsvertraglich Heimarbeit 
oder mobiles Arbeiten vereinbart werden.

§ 7 
Einkommenssicherung

(1) Beschäftigte werden abhängig von der Dauer ihrer Beschäf-
tigungszeit (§ 34 Absatz 3 Satz 1 und 2 TV-L/TV-Forst) bei 
Übertragung der geringer bewerteten Tätigkeit befristet so ge-
stellt, wie wenn sie ihre bisherige Tätigkeit weiter ausübten 
(Eingruppierungsschutz).

(2) Der Eingruppierungsschutz beträgt nach einer Beschäfti-
gungszeit von

bis zu fünf Jahren 8 Monate,
bis  zu zehn Jahren 16 Monate,
mehr als zehn Jahren 24 Monate.

Für die Dauer des Eingruppierungsschutzes gilt die aufstiegs- 
bzw. zulagenberechtigende Tätigkeit nach § 8 Absatz 1 und 2, 
§ 9 Absatz 2 und 4 TVÜ-L als fortgesetzt.

(3) Ist nach Ablauf des Eingruppierungsschutzes keine Arbeits-
platzsicherungsmaßnahme nach § 4 Absatz 1 möglich, erfolgt 
die Rückgruppierung. Von diesem Zeitpunkt an erhalten die 
Beschäftigten eine Besitzstandszulage in Höhe des Unter-
schiedsbetrages zwischen der oberen und der unteren Bemes-
sungsgrenze. Die obere Bemessungsgrenze der Zulage bilden 
das Monatstabellenentgelt, auf das bis zum Zeitpunkt der Rück-
gruppierung ein Anspruch bestand, besitzstandsbezogene Zula-
gen nach der Richtlinie des Ministeriums der Finanzen vom 
2. Juni 1999 und der Richtlinie des Ministeriums der Finanzen 
vom 7. Juli 1999/2. Januar 2007, zum Zeitpunkt der Rückgrup-
pierung zustehende Besitzstandszulagen nach § 9 TVÜ-L sowie 
in Monatsbeträgen festgelegte Zulagen, die durch den Wechsel 
eines Beschäftigten in den Geltungsbereich eines anderen Tarif-
vertrages aufgrund einer Maßnahme nach § 1 Absatz 3 und 4 
entfallen.

(4) Untere Bemessungsgrenze der Zulage ist das Monatstabel-
lenentgelt, das sich aus der tarifgerechten Eingruppierung der 
nach Absatz 1 übertragenen Arbeitsaufgaben ergibt.

Die untere Bemessungsgrenze erhöht sich durch

1.	 allgemeine lineare Entgelterhöhungen um die Hälfte des 
Erhöhungsbetrages,

2.	 Aufstieg in den Stufen der Entgelttabelle,
3.	 Höhergruppierungen sowie 
4.	 tätigkeitsbezogene Zulagen mit Ausnahme der Überstun-

den- und Zeitzuschläge.

Tarifliche Einmalzahlungen erhöhen die untere Bemessungs-
grenze nicht.

(5) Während der Dauer einer Maßnahme nach § 5 ist der Be-
schäftigte verpflichtet, befristet eine seiner früheren Eingrup-
pierung gleichwertige und örtlich zumutbare Tätigkeit auszu-
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üben. Für die Gewährung einer Zulage für die vorübergehende 
Übertragung höherwertiger Tätigkeiten gilt § 14 TV-L.

(6) Der Eingruppierungsschutz und die Besitzstandszulage ent-
fallen, wenn der Beschäftigte die unbefristete Übernahme einer 
der früheren Tätigkeit gleichwertigen oder einer höherwertigen 
Tätigkeit ablehnt. Dies gilt auch für die Ablehnung einer befris-
teten Tätigkeit nach Absatz 5.

(7) Herabgruppierte Beschäftigte können sich auf freie besetz-
bare Stellen bewerben, die ihrer vorherigen Eingruppierung 
entsprechen.

Protokollnotiz zu § 7 Absatz 5:

Eine Tätigkeit ist örtlich zumutbar, wenn sie innerhalb des Ein-
zugsgebietes im Sinne von § 3 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c 
BUKG zu erbringen ist.

§ 8 
Arbeitsplatzsicherung durch Qualifizierung

(1) Ist nach §§ 4 und 5 eine Qualifizierung des Beschäftigten 
erforderlich, hat sie der Arbeitgeber rechtzeitig zu veranlassen, 
wenn der Beschäftigte die persönlichen und fachlichen Min-
destvoraussetzungen für die Teilnahme an der Qualifizierungs-
maßnahme erfüllt. Der Beschäftigte ist für die Dauer der Quali-
fizierungsmaßnahme, längstens jedoch für zwölf Monate von 
der Arbeit freizustellen.

(2) § 5 TV-L/TV-Forst bleibt unberührt.

(3) Über die Qualifizierungsmaßnahme und die zu gewähren-
den Leistungen des Arbeitgebers nach § 9 ist eine Vereinbarung 
mit dem Beschäftigten abzuschließen.

§ 9
Leistungen des Arbeitgebers

(1) Die Kosten der Maßnahmen nach § 8 trägt der Arbeitgeber. 
Hierzu gehören insbesondere:

1.	 Teilnehmerbeiträge, 
2.	 Prüfungsgebühren, 
3.	 notwendige Kosten für Fahrt und Verpflegung nach dem 

Reisekosten- und Trennungsgeldrecht. 

Die Aufwendungen für Unterrichtsmaterial, das in das Eigen-
tum des Beschäftigten übergeht, trägt der Beschäftigte. Hierzu 
gehören insbesondere Lehr- und Fachbücher, Werkstoffe und 
Werkzeuge. Der Arbeitgeber erstattet dem Beschäftigten diese 
Kosten auf Antrag, wenn die Übernahme der Kosten durch den 
Beschäftigten unzumutbar ist.

(2) Das Entgelt einschließlich sonstiger Leistungen nach dem 
3. Abschnitt des TV-L/TV-Forst wird während der Qualifizie-
rungsmaßnahme weiter gezahlt. Es wird nach dem Durchschnitt 

des Entgeltes der letzten abgerechneten drei Monate vor Be-
ginn der Qualifizierung berechnet. Erholungsurlaub wird nach 
Maßgabe der Ausbildungs- oder Fortbildungseinrichtung ge-
währt. 

(3) Bei Qualifizierungsmaßnahmen nach § 8 Absatz 1, die mit 
einer schriftlichen, leistungsbewertenden Prüfung abschließen, 
wird dem Beschäftigten nach Bestehen der Prüfung nach nähe-
rer Bestimmung in einer Dienstvereinbarung eine leistungs- 
abhängige Anerkennungsprämie in Höhe von bis zu 400 Euro 
gewährt. Bis zum Abschluss einer Dienstvereinbarung wird 
eine Anerkennungsprämie in Höhe von 50 Euro gezahlt.

§ 10
Vertragsbindung nach Qualifizierung, 

Rückzahlungspflichten

(1) Bei Qualifizierungsmaßnahmen nach § 8 Absatz 1, deren 
Gesamtkosten nach § 9 Absatz 1 unter 2 000 Euro liegen, ist 
eine Rückzahlungsverpflichtung ausgeschlossen.

(2) Bricht der Beschäftigte eine begonnene Qualifizierungs-
maßnahme aus von ihm zu vertretenden Gründen ab, so kann 
das Land unter Beachtung der Grundsätze des billigen Ermes-
sens die bis zum Abbruch der Maßnahme nach § 9 gewährten 
Leistungen mit Ausnahme des Entgeltes ganz oder teilweise 
zurückfordern.

(3) Setzt der Beschäftigte nach Abschluss der Qualifizierungs-
maßnahme aus einem von ihm zu vertretenden Grund das Ar-
beitsverhältnis nicht für mindestens einen der Dauer der Fort-
bildung oder Umschulung entsprechenden Zeitraum fort, ist 
der Arbeitgeber berechtigt, die nach § 9 gewährten Leistungen 
zurückzufordern, wobei sich der Rückzahlungsbetrag je abge-
laufenem Monat der Bindungsdauer um ein Zwölftel vermin-
dert.

(4) Der Arbeitgeber kann von der Geltendmachung von Rück-
zahlungsansprüchen absehen, wenn von der obersten Dienstbe-
hörde ein dienstliches Interesse an einem Ausscheiden des Be-
schäftigten vor Ablauf der Frist nach Absatz 3 festgestellt wird.

§ 11
Besonderer Kündigungsschutz, Veränderungssperre 

(1) Beschäftigten, die an einer Maßnahme der Arbeitsplatz- 
sicherung nach § 5 und § 8 Absatz 1 teilnehmen, wird ein über 
die allgemeine Dauer des Kündigungsschutzes nach § 3 Ab-
satz 1 Satz 1 hinausgehender Kündigungsschutz für die Dauer 
von drei Jahren seit Beginn der Arbeitsplatzsicherungsmaßnah-
me gewährt. 

(2) Wurde dem Beschäftigten ein geringer bewerteter Arbeits-
platz nach Maßgabe des § 5 übertragen oder ist er nach § 4 an 
eine Dienststelle außerhalb des Einzugsgebietes seiner Woh-
nung versetzt worden, ist für die Dauer von drei Jahren seit dem 
Wirksamwerden der Maßnahme eine weitere Maßnahme nach 
§ 5 nicht zulässig.
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Protokollnotiz zu § 11 Absatz 1:

Im Falle des § 8 Absatz 1 beginnt die Arbeitsplatzsicherungs-
maßnahme mit Erwerb der Qualifizierung. In allen anderen 
Fällen mit der Aushändigung der Personalverfügung.

III.
Freiwillige Leistungen des Arbeitgebers

§ 12
Mittelbare Umbaubetroffenheit

Leistungen nach den §§ 6 bis 11 dieses Tarifvertrags können 
auch Beschäftigten gewährt werden, die mittelbar umbaube-
troffen sind. Mittelbare Umbaubetroffenheit liegt bei Personal-
maßnahmen nach § 4 TV-L/TV-Forst vor, die ursächlich auf 
eine Umbaumaßnahme gemäß § 1 Absatz 3 und 4 zurückzufüh-
ren sind und die gewährleisten, dass sie dem ursprünglich un-
mittelbar umbaubetroffenen Beschäftigten die Arbeitsplatz- 
sicherung ermöglichen.

Protokollnotiz zu § 12 Satz 2: 

Der erforderliche Kausalzusammenhang besteht nicht mehr bei 
sogenannten „Personalmaßnahmeketten“ mit drei und mehr 
mittelbar beteiligten Beschäftigten.

§ 13
Weitergehende Qualifizierungsmaßnahmen

(1) Beschäftigten kann eine Qualifizierungsmaßnahme mit der 
Gesamtdauer von bis zu fünf Jahren, die zu einem berufsquali-
fizierenden Abschluss führt, angeboten werden, soweit der Be-
schäftigte die persönlichen und fachlichen Voraussetzungen 
(Ausbildung, Fachkenntnisse, Berufserfahrung, Aufnahmetest 
etc.) für die Durchführung der Qualifizierungsmaßnahme er-
füllt und für die angestrebte Qualifikation gegenwärtig oder 
zukünftig ein dienstliches Bedürfnis besteht. Eine Umbaube-
troffenheit im Sinne des § 1 ist nicht erforderlich. Das Vorliegen 
eines dienstlichen Bedürfnisses wird durch die oberste Dienst-
behörde festgestellt. 

(2) Zu den Qualifizierungsmaßnahmen im Sinne des Absatzes 1 
zählen

1.	 Maßnahmen im Sinne des § 5 Absatz 3 Buchstabe c TV-L/
TV-Forst,

2.	 Studiengänge an einer Hochschule/Fachhochschule mit der 
Graduierung zum Bachelor/Master/Diplom.

(3) Das Entgelt nach §§ 15 ff., 20 und 23 TV-L/TV-Forst wird 
während der Qualifizierungsmaßnahme weiter gezahlt. Für den 
Fall der Entgeltfortzahlung gilt § 22 TV-L/TV-Forst.

(4) Ein Rechtsanspruch auf die Durchführung einer Qualifizie-
rungsmaßnahme nach Absatz 1 besteht nicht.

(5) § 5 TV-L/TV-Forst bleibt unberührt. 

(6) Bei Qualifizierungsmaßnahmen nach Absatz 1, die mit einer 
differenzierten leistungsbewertenden Prüfung abschließen, er-
hält der Beschäftigte bei Bestehen der Prüfung eine Basisprä-
mie sowie eine leistungsabhängige Anerkennungsprämie. Die-
se betragen:

Bei einer Qualifizie-
rungsmaßnahme 

Basisprämie 
bei Bestehen 
der Prüfung

zusätzliche Anerken-
nungsprämie bei einer 
Abschlussnote/Bewer- 
tung der Prüfungsleis-
tung im oberen Viertel 
der jeweiligen Noten-  
bzw. Bewertungsskala

ab 1 Jahr bis zu 
2 Jahren

400 € 500 €

ab 2 
Jahren

bis zu 
3 Jahren 

800 € 1 250 €

ab 3 
Jahren

bis zu 
5 Jahren

1 200 € 1 750 €

Schließt die Qualifizierungsmaßnahme ohne eine differenzierte 
Leistungsbewertung ab, wird nur die jeweilige Basisprämie ge-
währt. 

(7) Einem Beschäftigten, der an einer Qualifizierungsmaßnah-
me nach Absatz 1 teilnimmt, kann vor Beginn der Maßnahme 
mit Beteiligung des Personalrats für den Fall des erfolgreichen 
Abschlusses eine verbindliche regional begrenzte Einsatzort- 
zusage erteilt werden.

(8) Kann dem Beschäftigten im Anschluss an eine Qualifizie-
rungsmaßnahme nach Absatz 1 wegen der im neuen Verwen-
dungsbereich bestehenden Bewertungsstrukturen, der individu-
ellen Qualifikationsanforderungen oder aus sonstigen zwin- 
genden dienstlichen Gründen zunächst nur eine im Vergleich zu 
seiner bisherigen Tätigkeit niedriger bewertete Tätigkeit über-
tragen werden, erhält er zur Wahrung seines Besitzstandes 
längstens für die Dauer von drei Jahren eine dynamische Zula-
ge in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen seinem bisheri-
gen Entgelt und dem ihm bei tarifgerechter Eingruppierung 
zustehenden Entgelt. Schließt die Qualifizierungsmaßnahme 
mit einer Laufbahnprüfung/einem Bachelor-/Masterabschluss/
einer Diplomprüfung (Universität/FH) ab, wird die dynamische 
Zulage längstens für die Dauer von fünf Jahren gezahlt. Nach 
Ablauf der in den Sätzen 1 und 2 genannten Fristen ist dem 
Beschäftigten eine der Bewertung seiner ursprünglichen Tätig-
keit (bisherige Tätigkeit im Sinne des Satzes 1) entsprechende 
Tätigkeit zu übertragen. 

(9) Einem Beschäftigten, der erfolgreich eine Maßnahme nach 
Absatz 1 absolviert hat, wird ein über § 3 Absatz 1 Satz 1 hi- 
nausgehender, nachlaufender Kündigungsschutz von fünf Jah-
ren gewährt, wenn zwischen dem Beginn der Ausbildung und 
dem Außerkrafttreten des Tarifvertrages weniger als acht Jahre 
liegen, längstens jedoch bis zum Ablauf des 31. Dezember 2027.

(10) Über die Qualifizierungsmaßnahme und die zu gewähren-
den Leistungen des Arbeitgebers ist eine Vereinbarung mit dem 
Beschäftigten abzuschließen.
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§ 14 
Vertragsbindung nach Qualifizierung, 

Rückzahlungspflichten

(1) Eine Rückzahlungsverpflichtung nach Durchführung einer 
Maßnahme nach § 13 tritt ein, wenn die Wertgrenze des § 10 
Absatz 1 überschritten und durch die Aus- bzw. Fortbildungs-
maßnahme eine besonders hohe Qualifikation, verbunden mit 
überdurchschnittlichen Vorteilen auf dem Arbeitsmarkt, für den 
Beschäftigten erreicht wurde und wenn der Beschäftigte aus 
von ihm zu vertretenden Gründen vor Ablauf der in Absatz 2 
genannten Bindungsdauer aus dem Landesdienst ausscheidet.

(2) Die Bindungsdauer beträgt bei

-	 einer Maßnahme von mehr als einem Jahr: ein Jahr,
-	 einer Maßnahme von zwei Jahren: zwei Jahre,
-	 einer Maßnahme von drei Jahren: drei Jahre,
-	 einem Fachhochschulstudium von drei Jahren und sechs 

Monaten: drei Jahre und sechs Monate,
-	 einem wissenschaftlichen Hochschulstudium: Dauer des 

Studiums, längstens jedoch fünf Jahre.

Wird die Bindungsdauer von dem Beschäftigten unterschritten, 
so hat er alle während der Qualifizierungsmaßnahme erhaltenen 
Leistungen einschließlich des auf die Zeiten einer Freistellung 
entfallenden Entgelts zurückzuzahlen, wobei sich der Rückzah-
lungsbetrag je abgelaufenem Monat der Bindungsdauer um ein 
Zwölftel bis ein Sechzigstel vermindert.

(3) § 10 Absatz 4 gilt entsprechend.

§ 15 
Härtefallregelung

(1) Kann einem Beschäftigten, der zum Zeitpunkt des Wegfalls 
des Arbeitsplatzes im Sinne von § 1 Absatz 4

1.	 das 60. Lebensjahr vollendet hat und
2.	 eine Beschäftigungszeit beim Arbeitgeber Land Branden-

burg (§ 34 Absatz 3 Satz 1 und 2 TV-L/TV-Forst) von min-
destens 15 Jahren erreicht hat, 

nach Abschluss der Prüfungen zu §§ 4, 5 oder 8 kein Arbeits-
platz angeboten werden, kann in gegenseitigem Einvernehmen 
ein Verzicht auf die arbeitsvertraglich geschuldete Arbeitsleis-
tung (Ruhensregelung) vereinbart werden. Dies gilt nicht, wenn 
er einen angebotenen Arbeitsplatz nach §§ 4 oder 5 beziehungs-
weise eine Qualifizierungsmaßnahme nach § 8 abgelehnt hat 
oder der Arbeitgeber zu einer personen- oder verhaltensbeding-
ten Kündigung des Arbeitsverhältnisses berechtigt wäre. 

(2) Der Beschäftigte erhält als Ausgleichszahlung ein monatli-
ches Entgelt in Höhe von 72 Prozent seines bisherigen Einkom-
mens. Die Jahressonderzahlung vermindert sich entsprechend. 
Die Ausgleichszahlung nach Satz 1 nimmt an allgemeinen Er-
höhungen des Entgelts teil. Einkommen sind das Tabellenent-
gelt (§ 15 TV-L/TV-Forst) und die in Monatsbeträgen fest- 
gelegten ständigen Entgeltbestandteile, die in den letzten drei 

Jahren der bisherigen Tätigkeit ohne schädliche Unterbrechung 
bezogen wurden, sowie Besitzstandszulagen nach § 11 TVÜ-L/ 
§ 7 TVÜ-Forst und Strukturausgleichszahlungen nach § 12 
TVÜ-L/§ 21 TVÜ-Forst jeweils für die Dauer der Anspruchs-
berechtigung. Nicht zum Einkommen im Sinne des Satzes 1 
zählen nicht in Monatsbeträgen festgelegte unständige Entgelt-
bestandteile.

(3) Die Beteiligung der Beschäftigten an den Aufwendungen 
nach § 37a ATV bleibt unberührt.

(4) Der Arbeitgeber verpflichtet sich,

1.	 auf der Basis des unverminderten Einkommens nach Ab-
satz 2 Satz 4 die VBL-Aufwendungen zu tragen und abzu-
führen und 

2.	 die Pauschalsteuer für die VBL-Aufwendungen bis zur  
tariflichen Höchstgrenze zu tragen.

(5) Während der Ruhensregelung wird der Urlaubsanspruch je-
weils zu Beginn des Urlaubsjahres gewährt. Beginnt oder endet 
die Ruhensregelung im Laufe des Urlaubsjahres, gilt § 26 Ab-
satz 2 Buchstabe b TV-L/TV-Forst entsprechend. 

(6) Die Regelungen zum Entgelt im Krankheitsfall in § 22 
TV-L/TV-Forst und § 13 TVÜ-L/§ 8 TVÜ-Forst finden keine 
Anwendung. 

(7) Der Beschäftigte darf während des Ruhens des Arbeitsver-
hältnisses keine Beschäftigungen oder selbstständige Tätigkei-
ten ausüben, die die Geringfügigkeitsgrenze des § 8 SGB IV 
überschreiten. 

(8) Bei einem Verstoß gegen Absatz 7 endet der Anspruch auf 
das Entgelt sowie die ergänzenden Leistungen nach Absatz 4. 

(9) Der Anspruch auf das Entgelt endet ferner,

1.	 wenn das Arbeitsverhältnis endet, 
2.	 mit Ablauf des Kalendermonats vor dem Kalendermonat, in 

dem der Beschäftigte frühestmöglich die Voraussetzungen 
für die vorzeitige Inanspruchnahme einer Altersrente oder 
einer entsprechenden Leistung einer Versicherungs- oder 
Versorgungseinrichtung im Sinne der in § 6 Absatz 1 Num-
mer 1 SGB VI genannten Einrichtungen erfüllt. Gleiches 
gilt, wenn das Arbeitsverhältnis wegen unbefristeter Ge-
währung einer Rente wegen Erwerbsminderung gemäß 
§ 33 TV-L/TV-Forst endet.

3.	 oder wenn dem Beschäftigten ein zumutbarer Arbeitsplatz 
im Sinne des § 4 oder § 5 angeboten wird (Reaktivierung).

Niederschriftserklärung zu § 15 Absatz 9:

Die Landesregierung erklärt, eine Richtlinie des Landes Bran-
denburg zur Übernahme von Ausgleichsbeiträgen zur Abwen-
dung von Rentenabschlägen gemäß § 187a SGB VI für den Fall 
der vorzeitigen Inanspruchnahme einer Altersrente oder einer 
entsprechenden Leistung einer Versicherungs- oder Versor-
gungseinrichtung zu erlassen.
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IV.
Besondere Beschäftigtengruppen

§ 16
Sonderregelungen für Lehrkräfte

Nr. 1
Zu § 1 - Geltungsbereich -

1.	 Diese Sonderregelungen gelten für Beschäftigte als Lehr-
kräfte an allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen 
im Sinne des § 44 TV-L sowie das sonstige pädagogische 
Personal nach § 68 Absatz 1 Satz 2 des Brandenburgischen 
Schulgesetzes (BbgSchulG).

2.	 Lehrkräfte sind im Sinne des § 1 Absatz 3 umbaubetroffen, 
wenn die Fortsetzung ihrer Verwendung am bisherigen 
Dienstort oder in der bisherigen Schulstufe aufgrund sich 
ändernder Schülerzahlen oder wegen mangelnden Fachbe-
darfs nicht mehr möglich ist.

Nr. 2
Zu § 4 - Arbeitsplatzsicherung durch Mobilität -

Absatz 1 findet mit der Maßgabe Anwendung, dass der Arbeit-
geber eine Weiterbeschäftigung

1.	 an einer anderen Schule oder mehreren Schulen im glei-
chen Ort, 

2.	 an einem anderen Ort im gleichen Schulamtsbereich sowie 
3.	 an einem anderen Ort in einem anderen Schulamtsbereich 

prüft.

Nr. 3 
Zu § 8 - Arbeitsplatzsicherung durch Qualifizierung - 

Zur Sicherung des Ausbildungsniveaus und der Unterrichtsqua-
lität bietet der Arbeitgeber Lehrkräften, die in einer anderen 
Schulstufe eingesetzt werden sollen, bei Vorliegen der Voraus-
setzungen des Absatzes 1 ein besonderes Fortbildungsangebot 
an. Die Teilnahme erfolgt auf schriftlichen Antrag. Es werden 
im notwendigen Umfang Freistellungen sowie zwei Anrech-
nungsstunden gewährt. Bei einem Wechsel in eine Schulform, 
die zu einem anderen schulischen Abschluss führt, gelten die 
Sätze 2 und 3 mit der Maßgabe, dass eine Anrechnungsstunde 
gewährt wird.

Protokollnotiz zu § 16 Nr. 3:

Ein Anspruch auf Qualifizierung entsteht auch bei einem Wech-
sel zwischen Förder- und allgemeinbildenden Schulen.

Nr. 4
Zu § 11 - Besonderer Kündigungsschutz, 

Veränderungssperre -

Eine dauerhafte Umsetzung innerhalb des Schulamtsbereiches 
gilt als Versetzung im Sinne des Absatzes 2.

Nr. 5
Zu § 13 - Weitergehende Qualifizierungsmaßnahmen -

Zur Beseitigung struktureller Ungleichgewichte, zur Sicherung 
des gegenwärtigen und zukünftigen Fachbedarfs und zur Ge-
währleistung einer hochwertigen Unterrichtsversorgung kann 
Lehrkräften auf Antrag eine Weiterbildung mit einer Gesamt-
dauer von bis zu fünf Jahren ermöglicht werden. Für die Teil-
nahme an der Weiterbildung werden die Lehrkräfte in dem er-
forderlichen Umfang freigestellt. Bei einer berufsbegleitenden 
Weiterbildung werden mindestens zwei Anrechnungsstunden 
gewährt.

Die Durchführung dieser Qualifizierungsmaßnahme richtet 
sich nach den Vorschriften dieses Tarifvertrages.

Protokollnotiz zu § 16 Nr. 5

Eine Umbaubetroffenheit im Sinne des § 1 Absatz 4 ist nicht 
erforderlich. Es handelt sich bei der Qualifizierung um eine 
freiwillige Begleitmaßnahme des Landes.

§ 17
Sonderregelungen für Beschäftigte 
im Geltungsbereich des TV-L-Forst

Nr. 1
- Geltungsbereich -

Diese Sonderregelungen gelten für Beschäftigte im Sinne des 
§ 1 TV-L-Forst. 

Nr. 2
Zu § 4 - Arbeitsplatzsicherung durch Mobilität 

bei gleichwertiger Einsatzmöglichkeit -

§ 4 findet mit der Maßgabe Anwendung, dass der Arbeitgeber 
eine Weiterbeschäftigung

1.	 in der gleichen Dienststelle am selben Ort des Landes- 
betriebes Forst Brandenburg,

2.	 in einer anderen Dienststelle des Landesbetriebes Forst 
Brandenburg im Einzugsgebiet der bisherigen Dienststelle 
von 30 km,

3.	 in einer anderen Dienststelle innerhalb des Landesbetriebes 
Forst Brandenburg,

4.	 in einer anderen Dienststelle der Landesverwaltung inner-
halb des Einzugsgebietes der bisherigen Dienststelle von 
30 km,

5.	 in einer anderen Dienststelle innerhalb der Landesverwal-
tung Brandenburgs

prüft.

Protokollnotiz zu § 17 Nr. 2

Dienststellen im Sinne dieser Vorschrift sind die Oberförste- 
reien, Landeswaldoberförstereien, Servicestellen, Betriebslei-
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tung, Landeskompetenzzentrum Forst Eberswalde und Wald- 
arbeiterschule Kunsterspring in der jeweiligen organisato- 
rischen Zuordnung.

Im Falle der Ziffern 3 und 5 können zur Reihenfolge der Ver-
mittlung des Umbaubetroffenen Dienst- oder Betriebsverein- 
barungen vereinbart werden.

Nr. 3
Zu § 6 Absatz 1 - Mobilitätsprämie -

(1) Zur Feststellung eines Anspruchs auf Mobilitätsprämie der 
von Einsatzwechseltätigkeit betroffenen Beschäftigten, die un-
ter den Geltungsbereich des TV-L-Forst fallen, werden die täg-
lich mit dem privaten PKW zurückgelegten Kilometer zwi-
schen Wohnung und dem Einsatzort in einem Zeitraum von drei 
Monaten vor und drei Monaten nach einer Umsetzung oder 
Versetzung erfasst und daraus jeweils die durchschnittliche 
Entfernung vor und nach einer Umsetzung oder Versetzung er-
mittelt.

(2) Bemessungsgrundlage für die Feststellung der zusätzlichen 
Entfernungen nach § 6 Absatz 1 bildet die Differenz zwischen 
der durchschnittlichen Entfernung vor einer Umsetzung oder 
Versetzung und der durchschnittlichen zusätzlichen Entfernung 
nach einer Umsetzung oder Versetzung. Strecken, die mit ei-
nem Dienst-Kfz in der Arbeitszeit zurückgelegt wurden, wer-
den für die zurückgelegten Kilometer außer Acht gelassen.

(3) Die Auszahlung der Mobilitätsprämie erfolgt im übernächs-
ten Monat, der auf den dreimonatigen Feststellungszeitraum 
nach der Umsetzung oder Versetzung folgt.

Nr. 4
Zu § 7 - Einkommenssicherung -

(1) Sofern bei nach § 1 Absatz 3 und 4 betroffenen Beschäftig-
ten eine Weiterbeschäftigung nach §§ 4 und 5 nur außerhalb des 
bisherigen Tarifwerks erfolgen kann, werden von den Beschäf-
tigten erworbene Motorkettensägen und Betriebsmittel auf An-
trag durch den Landesbetrieb Forst Brandenburg erworben. 
Gleiches gilt auch bei der Entsendung zu einer Maßnahme nach 
§ 13.

(2) Absatz 3 gilt entsprechend für Einkommensverringerungen 
aufgrund einer Versetzung oder dauerhaften Umsetzung ohne 
gleichzeitige Herabgruppierung.

(3) Beschäftigte, die nicht nur vorübergehend außerhalb des 
Geltungsbereiches des TV-Forst verwendet werden, wechseln 
in den Geltungsbereich des für den neuen Tätigkeitsbereich gel-
tenden Tarifvertrages. Bei einem Tarifwechsel verbleibt es für 
das Kalenderjahr des Wechsels bei den Regelungen der Jahres- 
sonderzahlung nach § 20 TV-Forst. Hinsichtlich des Aufstiegs 
in die nächste reguläre Stufe verbleibt es bei den Regelungen 
nach § 16 Absatz 1 TV-Forst. Der weitere Stufenaufstieg richtet 
sich dann nach den Regelungen des TV-L.

§ 18
Sonderregelungen für Beschäftigte der BTU

Nr. 1
- Anwendungsbereich -

Nachfolgende Regelungen gelten für die Beschäftigten der 
Brandenburgischen Technischen Universität Cottbus-Senften-
berg, die unter den Geltungsbereich des TV-L fallen und am 
Tag der Errichtung der Brandenburgischen Technischen Uni-
versität Cottbus-Senftenberg in einem Arbeitsverhältnis zum 
Land Brandenburg standen, für die Dauer des ununterbrochen 
fortbestehenden Arbeitsverhältnisses. Unterbrechungen von bis 
zu drei Monaten sind unschädlich. 

Nr. 2
Zu § 4 Absatz 1

§ 4 Absatz 1 gilt in folgender Fassung:

„Entfällt der bisherige Arbeitsplatz aufgrund einer Umbaumaß-
nahme im Sinne des § 1 Absatz 3 und 4, prüft der Arbeitgeber 
eine Weiterbeschäftigung auf einem gleich bewerteten Arbeits-
platz in folgender Reihenfolge:

1.	 Arbeitsplatz am gleichen Standort der Brandenburgischen 
Technischen Universität Cottbus-Senftenberg, 

2.	 Arbeitsplatz an einem anderen Standort der Brandenburgi-
schen Technischen Universität Cottbus-Senftenberg,

3.	 Arbeitsplatz bei einer anderen Dienststelle innerhalb des 
Einzugsgebietes der bisherigen Dienststelle von 30 km,

4.	 Arbeitsplatz in einer anderen Dienststelle innerhalb der 
Landesverwaltung Brandenburgs.

Protokollnotiz zu § 18 Nr. 2

Standorte der Brandenburgischen Technischen Universität Cott-
bus-Senftenberg sind Cottbus, Cottbus-Sachsendorf und Senften-
berg. Im Falle einer Umsetzung oder Versetzung innerhalb der 
Stadt Cottbus kommt § 6 TV Umbau nicht zur Anwendung.

Der Berechnung der maßgeblichen Entfernung der bisherigen 
Dienststelle zu einer anderen Dienststelle ist die üblicherweise 
befahrene Strecke im Sinne von § 3 Absatz 1 Nummer 1 Buch-
stabe c des Bundesumzugskostengesetzes (BUKG) zugrunde zu 
legen.

Nr. 3
Sonderregelungen Clearingstelle

(1) § 19 Absatz 4 findet keine Anwendung. 

(2) Zur Beilegung von Meinungsverschiedenheiten zwischen 
einem Beschäftigten und der Brandenburgischen Technischen 
Universität Cottbus-Senftenberg über eine den Beschäftigten 
betreffende geplante Versetzung, Ein- oder Umgruppierung, die 
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mit der Neugründung der Brandenburgischen Technischen Uni-
versität Cottbus-Senftenberg zusammenhängt, wird am Sitz der 
Brandenburgischen Technischen Universität Cottbus-Senften-
berg eine ständige Schlichtungsstelle gebildet. Die Schlich-
tungsstelle besteht aus jeweils zwei Mitgliedern, die von der 
Brandenburgischen Technischen Universität Cottbus-Senften-
berg einerseits und dem Personalrat der Brandenburgischen 
Technischen Universität Cottbus-Senftenberg andererseits be-
stellt werden, sowie einem unparteiischen Vorsitzenden, auf 
dessen Person sich die Brandenburgische Technische Universi-
tät Cottbus-Senftenberg und Personalrat einigen müssen. Bei 
der Auswahl der jeweils zu bestellenden Mitglieder sollen die 
Brandenburgische Technische Universität Cottbus-Senftenberg 
und der Personalrat berücksichtigen, dass ein zu bestellendes 
Mitglied bis zum Tag der Errichtung der Brandenburgischen 
Technischen Universität Cottbus-Senftenberg an der Techni-
schen Universität Cottbus und das andere zu bestellende Mit-
glied bis zum Tag der Errichtung der Brandenburgischen Tech-
nischen Universität Cottbus-Senftenberg an der Hochschule 
Lausitz beschäftigt war. Die Schlichtungsstelle wird auf Anru-
fung durch den betroffenen Beschäftigten oder durch die Bran-
denburgische Technische Universität Cottbus-Senftenberg tä-
tig, kann den Beschäftigten und personalverantwortliche Mit- 
arbeiter der Brandenburgischen Technischen Universität Cott-
bus-Senftenberg anhören und beschließt nach Beratung mehr-
heitlich einen Entscheidungsvorschlag. Die Kosten des Schlich-
tungsverfahrens trägt das Land Brandenburg. Mitbestimmungs-  
oder Mitwirkungsrechte des Personalrates bleiben hiervon un-
berührt.

Nr. 4
Übergeleitetes Lehrpersonal

Das übergeleitete Lehrpersonal führt seine bisherigen Dienst-
aufgaben in unverändertem Umfang fort. Soweit sich die 
Dienstaufgaben ändern, finden für akademische Mitarbeiter im 
Sinne des § 47 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes 
(BbgHG) hinsichtlich der Höhe ihrer Lehrverpflichtung allein 
die nach der Brandenburgischen Lehrverpflichtungsverordnung 
in der jeweils geltenden Fassung für Universitätspersonal gel-
tenden Regelungen Anwendung.

Protokollnotiz zu § 18 Nr. 4:

Die Tarifvertragsparteien stimmen überein, dass die arbeits-
vertraglichen Regelungen fortgelten.

V.
Beirat, Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 19 
Beirat, Clearingstelle

(1) Zur Begleitung des Verwaltungsumbauprozesses wird ein 
Beirat gebildet.

(2) Die Besetzung des Beirates erfolgt paritätisch durch Vertre-
ter der Landesregierung und jeweils einen Vertreter der an die-

sem Tarifvertrag beteiligten Gewerkschaften. Den Vorsitz über-
nimmt ein Mitglied der Landesregierung. Sitzungen des Beirats 
finden nach Bedarf statt. Die Einzelheiten sind in der Ge-
schäftsordnung des Beirats zu regeln.

(3) Der Beirat begleitet und evaluiert den Umsetzungsprozess. 
Hierzu informieren die Vertreter der Landesregierung die Ver-
treter der Gewerkschaften rechtzeitig und umfassend über ge-
plante umbaurelevante Projekte der Landesregierung zum Zwe-
cke der gemeinsamen Beratung. Der Beirat hat das Recht, 
gegenüber der Landesregierung Empfehlungen hinsichtlich 
geplanter umbaurelevanter Projekte abzugeben. Wird im Er-
gebnis der Beratungen ein Konsens im Beirat nicht erreicht, 
können die darin vertretenen Seiten auch voneinander abwei-
chende Empfehlungen abgeben. Zur Vorbereitung der Beirats-
sitzungen wird ein Arbeitsgremium gebildet, dem jeweils fünf 
Vertreter der Gewerkschaftsseite und der Landesverwaltung 
angehören. Die Leitung obliegt einem Vertreter der Landesver-
waltung.

(4) Zur Beilegung von Meinungsverschiedenheiten zwischen 
den Tarifvertragsparteien, die sich aus der Auslegung und 
Durchführung dieses Tarifvertrags ergeben, wird eine tarifliche 
Clearingstelle gebildet. Die Clearingstelle besteht aus jeweils 
fünf Beisitzern, die von den Tarifvertragsparteien bestellt wer-
den, und einem unparteiischen Vorsitzenden, auf dessen Person 
sich beide Seiten einigen müssen. Die Clearingstelle ist zustän-
dig für:

1.	 die Behandlung von diesen Tarifvertrag betreffenden grund-
sätzlichen Auslegungsfragen, die zwischen den Tarifver-
tragsparteien streitig sind,

2.	 die Beilegung von Meinungsverschiedenheiten grundsätz-
licher Bedeutung zwischen Arbeitgeber und Beschäftigten 
über das Vorliegen einer Umbaubetroffenheit nach § 1.

Die Clearingstelle berät und beschließt auf Antrag der Tarifver-
tragsparteien. Ihre Beschlüsse haben zwischen den Tarifver-
tragsparteien bindenden Charakter.

§ 20 
Übergangsvorschriften, Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Beschäftigten, denen am Tag vor Inkrafttreten dieses Tarif-
vertrages eine abbaubare persönliche Zulage nach Teilziffer 1 
Buchstabe b der Richtlinie des Ministeriums der Finanzen für 
eine übergangsweise Entgeltsicherung im Zuge von Maßnah-
men der Verwaltungsmodernisierung vom 2. Januar 2007 zu-
stand, wird die persönliche Zulage unter den bisherigen Voraus-
setzungen nach Maßgabe des § 7 Absatz 4 weitergezahlt. 
Entsprechendes gilt für die Zulage nach § 23a der Sonderrege-
lungen für die Waldarbeiter der Länder Brandenburg und 
Mecklenburg-Vorpommern zum Tarifvertrag zur Anpassung 
des Tarifrechts für Waldarbeiter an den Manteltarifvertrag für 
Waldarbeiter der Länder und Gemeinden (SR-F-MTW-O).

(2) § 11 Absatz 2 gilt sinngemäß auch für Beschäftigte nach 
Teilziffer II Abschnitte B und C der Rahmenvereinbarung zum 
Prozess der Verwaltungsoptimierung vom 7. Juli 1999 in der 
Fassung der 1. Änderung vom 20. Juni 2002 und der Richtlinie 
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des Ministeriums der Finanzen für eine übergangsweise Ent-
geltsicherung im Zuge von Maßnahmen der Verwaltungs- 
modernisierung vom 2. Januar 2007. § 6 gilt für Maßnahmen 
im Sinne des § 1, die seit dem 27. Oktober 2008 wirksam  
geworden sind und zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses  
Tarifvertrages noch andauern.

(3) Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2018 in 
Kraft. 

(4) Die Laufzeit des Tarifvertrages endet mit Ablauf des 31. De-
zember 2020. Für vor diesem Zeitpunkt begonnene Maßnah-
men gemäß §§ 4 ff. und damit verbundene Ansprüche aus die-
sem Tarifvertrag gelten die Bestimmungen dieses Tarifvertrages 
so lange fort, wie dies zur Erfüllung des jeweiligen Anspruches 
aus diesem Tarifvertrag erforderlich ist. 

(5) Die ordentliche Kündigung ist ausgeschlossen.

(6) Die Nachwirkung im Sinne des § 4 Absatz 5 TVG wird 
ausgeschlossen. 

Potsdam, den 21. November 2017

Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur

Zjawne wupisanje Myta „Miny Witkojc“

Kraj Bramborska wustajijo prědny raz krajne myto za 
angažěrowanosć na pólu serbskeje rěcy. Myto „Miny Witkojc“ 
pśiznajo se kužde druge lěto jadnej wósobje, kupce wósobow 
abo instituciji, kótaraž jo na pólu nałožowanja, wužywanja, 
pósrědnjanja abo dalejwuwiśa serbskeje rěcy, wósebnje 
dolnoserbšćiny, pśesegajuce wugbała. Pśi tom dej se pśedewšym 
na wósebnu wósobinsku angažěrowanosć, trajne wugbaśa a  
inowatiwne póstarcenja źiwaś. Myto jo dotěrowane z  
2 500 Euro.

Pšawo k naraźenjam maju komuny w starodawnem sedleńskem 
rumje Serbow, towaristwa a zwězki statkujuce na serbskem 
pólu a cłonki jury. Juristiske pšawo na pśepowdaśe Myta „Miny 
Witkojc” njewobstoj.

Naraźenja za lětosne Myto „Miny Witkojc” maju se z 
wobtwarźenim pisnje wótedaś až do 31.08.2018 pla: Ministe- 

rium für Wissenschaft, Forschung und Kultur, ref. 14, kněz  
Nowak, Dortustraße 36, 14467 Potsdam, meto.nowak@mwfk.
brandenburg.de.

Pódstupim, 13. junij 2018

dr. Ulrike Gutheil
Statna sekretarka a

zagronita za nastupnosći 
Serbow pśi krajnem kněžarstwje

Öffentliche Ausschreibung 
des „Mina Witkojc“-Preises

Das Land Brandenburg stiftet erstmals einen Landespreis für 
sorbisches/wendisches sprachliches Engagement. Der künftig 
zweijährlich vergebene „Mina Witkojc“-Preis soll einer Person, 
einer Personengruppe oder einer Institution zuerkannt werden, 
die bei der Anwendung, dem Gebrauch, der Vermittlung oder 
der Weiterentwicklung der sorbischen/wendischen Sprache, 
insbesondere des Niedersorbischen, Herausragendes leistet oder 
geleistet hat. Dabei sollen vor allem persönliches Engagement, 
nachhaltige Leistungen und innovative Ansätze berücksichtigt 
werden. Der Preis ist mit 2 500 Euro dotiert.

Vorschlagsberechtigt sind sowohl Kommunen im angestamm-
ten Siedlungsgebiet der Sorben/Wenden als auch Vereine und 
Verbände mit sorbischem/wendischem Bezug sowie die Mit-
glieder der Jury. Ein Rechtsanspruch auf die Vergabe des „Mina 
Witkojc“-Preises besteht nicht.

Vorschläge für den diesjährigen „Mina Witkojc“-Preis sind bis 
zum 31.08.2018 schriftlich mit Begründung einzureichen bei: 
Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur, Ref. 14, 
Hr. Nowak, Dortustraße 36, 14467 Potsdam, meto.nowak@
mwfk.brandenburg.de.

Potsdam, 13. Juni 2018

Dr. Ulrike Gutheil
Staatssekretärin und

Beauftragte der Landesregierung 
für Angelegenheiten der Sorben/Wenden
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Änderung der Anlage zur Haltung von Rindern 
(Milchviehanlage) am Standort 17326 Menkin

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 3. Juli 2018

Die Wollschow-Menkiner Agrar GmbH & Co KG, Hofstraße 4 
in 17326 Brüssow, Ortsteil Wollschow, (Menkin) beantragt die 
Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes (BImSchG) für die Änderung der Rinderanlage auf dem 
Grundstück 17326 Brüssow, Ortsteil Wollschow (Menkin) Hof-
straße 4, Gemarkung Menkin Flur 1, Flurstücke 455 und 
333/6 sowie Flur 2, Flurstücke 38/1 und 206 (Az.: G06617).

Das beantragte Vorhaben umfasst die Erhöhung der Milchvieh-
plätze von 625 auf 931 insbesondere durch den Neubau eines 
zusätzlichen Milchviehstalls. Ferner sind die Errichtung einer 
weiteren Fahrsiloanlage, der Rückbau von Dungplatten und die 
Umnutzung des Jauchebehälters als Lagerbehälter für Sozial-
wasser vorgesehen.

Für die zusätzliche Entnahme von Grundwasser für das Tränk- 
und Brauchwasser über zwei Brunnen (Erhöhung von jährlich 
circa 30.000 m3 auf circa 38.000 m3) und für die Versickerung 
von Niederschlagswasser des Gebäudekomplexes werden ge-
sonderte wasserrechtliche Erlaubnisverfahren bei der unteren 
Wasserbehörde geführt.

Bei dem Vorhaben handelt sich um eine Tierhaltungsanlage der 
Nummer 7.1.5 des Anhangs 1 der Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) sowie der Num-
mer 7.5.1 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG).

Für das Vorhaben ist die Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung vorgesehen.

Die Inbetriebnahme der geänderten Anlage soll im Juni 2020 
erfolgen.

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen Unterlagen 
werden einen Monat vom 11. Juli 2018 bis einschließlich 
10. August 2018 

-	 im Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz 1 Genehmigungsverfahrensstelle Ost, Müllroser 
Chaussee 50, Zimmer 103, 15236 Frankfurt (Oder) (Tel. 
0335 560-3182) und 

-	 in der Amtsverwaltung Brüssow, Prenzlauer Straße 8, 
17326 Brüssow

ausgelegt und können dort während der Dienststunden von je-
dermann eingesehen werden.

Die ausgelegten Unterlagen enthalten auch die Untersuchungen 
zur Prüfung der Umweltverträglichkeit, insbesondere Angaben 
zu Auswirkungen auf das Grundwasser, Brutvögel, Amphibien, 
Biotope, FFH- und SPA-Gebiete und eine naturschutzfachliche 
Eingriffs-/Ausgleichsplanung. Der Bericht zu den voraussicht-

lichen Umweltauswirkungen des Vorhabens (UVP-Bericht) ist 
während der Auslegungszeit auch im zentralen Internetportal 
des Landes Brandenburg veröffentlicht: 
https://www.uvp-verbund.de/bb.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der  
Einwendungsfrist vom 11. Juli 2018 bis einschließlich 
10.  September 2018 schriftlich beim Landesamt für Um- 
welt, Genehmigungsverfahrensstelle Ost, Postfach 60 10 61  
in 14410  Potsdam oder elektronisch an die E-Mail-Adresse: 
T13@lfu.brandenburg.de oder beim Amt Brüssow, Prenzlauer 
Straße 8 in 17326 Brüssow erhoben werden. Mit Ablauf der 
Einwendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die 
nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Einwen-
dungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungsbehörde 
nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein Erörte-
rungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund dieser Entschei-
dung kein Erörterungstermin statt, so wird dies nochmals geson-
dert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine form- und frist- 
gerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörterungstermin.

Der Erörterungstermin ist am 30. Oktober 2018 ab 10 Uhr  
im Gebäude der Freiwilligen Feuerwehr, Menkin 21 in 
17326 Brüssow OT Menkin vorgesehen.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Einwendungen auch bei 
Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwen-
dungen erhoben haben, erörtert werden.

Hinweise

Die Einwendungen werden dem Antragsteller sowie den Fach-
behörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt gege-
ben. Auf Verlangen des Einwenders werden dessen Name und 
Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht, wenn die-
se zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmigungsver-
fahrens nicht erforderlich sind.

Die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung wurde 
freiwillig beantragt.

Rechtsgrundlagen

-	 Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen 
und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - 
BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 28. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

-	 Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immis- 
sionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 31. Mai 2017 (BGBl. S. 1440)

-	 Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungs-
verfahren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntma-



567Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 26 vom 4. Juli 2018

chung vom 29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 der Verordnung vom 1. Dezember 2017 
(BGBl. I S. 3882)

-	 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 
(BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 8. September 2017 (BGBl. I S. 3370)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Änderung einer Kunststoffbeschichtungsanlage
am Standort 15890 Eisenhüttenstadt

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 3. Juli 2018

Die ArcelorMittal Eisenhüttenstadt GmbH, Werkstraße 1 in 
15890 Eisenhüttenstadt beantragt die Genehmigung nach § 16 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die Än-
derung der Anlage zur Behandlung von Stahlbändern auf dem 
Grundstück 15890 Eisenhüttenstadt, Werkstraße 1, Gemar-
kung Eisenhüttenstadt Flur 5, Flurstück 326 (Az.: G04416).

Das beantragte Vorhaben umfasst die Anlage zur Herstellung 
von beschichteten Stahlbändern unter Einsatz von Beschich-
tungsstoffen mit organischen Lösungsmitteln. Die angestrebte 
Erhöhung der Beschichtungsleistung soll mit einem beantrag-
ten Lösungsmittelverbrauch von maximal 2 200 t/a erreicht 
werden. Dazu ist es erforderlich den Lufthaushalt der Beschich-
tungskabinen und Trockenöfen anzupassen, die notwendigen 
Änderungen der Anlagenausrüstung und des Anlagenbetriebes 
vorzunehmen. Unter anderem wird eine Adsorptionsanlage zur 
Reduzierung der Lösemittelkonzentration in der Abluft der Be-
schichtungskabinen installiert.

Bei dem Vorhaben handelt es sich um eine Anlage zur Behandlung 
von Oberflächen der Nummer 5.1.1.1 GE des Anhangs 1 der Ver-
ordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4.  BImSchV), 
dessen Genehmigungsvoraussetzungen in einem Genehmi-
gungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung zu prüfen sind.

Das Vorhaben ist in der Anlage 1 UVPG nicht genannt, eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung ist nicht erforderlich.

Die Inbetriebnahme der geänderten Anlage soll im Dezember 
2018 erfolgen.

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen Unterlagen 
werden einen Monat vom 11. Juli 2018 bis einschließlich 
10. August 2018

-	 im Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz 1 Genehmigungsverfahrensstelle Ost, Müllroser 
Chaussee 50, Zimmer 103, 15236 Frankfurt (Oder) (Tel. 
0335 560-3182) und 

-	 in der Stadtverwaltung Eisenhüttenstadt, Zentraler Platz 1, 
Zimmer 311 in 15890 Eisenhüttenstadt (Tel. 03364 566-277)

ausgelegt und können dort während der Dienststunden von je-
dermann eingesehen werden.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der  
Einwendungsfrist vom 11. Juli 2018 bis einschließlich  
10. September 2018 schriftlich beim Landesamt für Umwelt, 
Genehmigungsverfahrensstelle Ost, Postfach 60 10 61 in 
14410  Potsdam oder elektronisch an die E-Mail-Adresse: 
T13@lfu.brandenburg.de oder bei der Stadtverwaltung Eisen-
hüttenstadt, Zentraler Platz 1 in 15890 Eisenhüttenstadt erho-
ben werden. Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Ein-
wendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privat- 
rechtlichen Titeln beruhen.

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungsbe-
hörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein 
Erörterungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund dieser 
Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies noch-
mals gesondert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine form- 
und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörterungs-
termin.

Der Erörterungstermin ist am 16. Oktober 2018 ab 10 Uhr im 
Werkzentrum der ArcelorMittal Eisenhüttenstadt GmbH, 
Beratungsraum im Erdgeschoss, Werkstraße 1 in 15890 Ei-
senhüttenstadt vorgesehen.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Einwendungen auch bei 
Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwen-
dungen erhoben haben, erörtert werden.

Hinweise

Die Einwendungen werden dem Antragsteller sowie den Fach-
behörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt gege-
ben. Auf Verlangen des Einwenders werden dessen Name und 
Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht, wenn die-
se zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmigungs- 
verfahrens nicht erforderlich sind.

Rechtsgrundlagen

-	 Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen 
und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - 
BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)
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-	 Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immis- 
sionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbe-
dürftige Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440 )

-	 Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungs-
verfahren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 der Verordnung vom 8. Dezember 2017 
(BGBl. I S. 3882) 

-	 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 
(BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 8. September 2017 (BGBl. I S. 3370)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)

für das Vorhaben wesentliche Änderung 
einer Biogasanlage in 16248 Hohenfinow

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 3. Juli 2018

Die Firma KIMA GmbH Hohenfinow, Hauptstraße 1 in 
16248 Hohenfinow beantragt die Genehmigung nach § 16 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grund- 
stück 16248 Hohenfinow in der Gemarkung Hohenfinow, 
Flur 3, Flurstücke 164 und 165 eine Biogasanlage wesentlich 
zu ändern. (Az.: G02218)

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 8.6.3.2 V 
des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Num-
mer 8.4.2.2 S der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG).

Nach § 9 Absatz 2 Nummer 2 UVPG war für das beantragte 
Vorhaben eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls 
durchzuführen.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgeleg-
ten Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Es kann davon ausgegangen werden, dass durch das Vorhaben 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht hervorgeru-
fen werden. Mit erheblichen Beeinträchtigungen der Schutz- 
güter Mensch einschließlich menschlicher Gesundheit, Fläche, 

Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt und Land-
schaftsbild ist unter Berücksichtigung der vom Antragsteller 
vorgesehenen Vorkehrungen nicht zu rechnen.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Rechtsgrundlagen	

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. September 2017 (BGBl. I S. 3370)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)

für das Vorhaben wesentliche Änderung 
des BHKW Seelow Süd in 15306 Seelow

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 3. Juli 2018

Die EWE Vertrieb GmbH, Donnerschweer Straße 22 - 26 in 
26123 Oldenburg beantragt die Genehmigung nach § 16 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grund- 
stück Straße der Jugend 39 in 15306 Seelow in der Gemarkung 
Seelow, Flur 5, Flurstück 407/3 eine BHKW-Anlage wesentlich 
zu ändern. (Az.: G01818)

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.2.3.2 V 
des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Num-
mer 1.2.3.2 S der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG).

Nach § 7 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine standort-
bezogene Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgeleg-
ten Unterlagen sowie eigener Informationen.
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Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Es kann davon ausgegangen werden, dass durch das Vorhaben 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht hervorgeru-
fen werden. Mit erheblichen Beeinträchtigungen der Schutz- 
güter Mensch einschließlich menschlicher Gesundheit, Fläche, 
Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt und Land-
schaftsbild ist unter Berücksichtigung der vom Antragsteller 
vorgesehenen Vorkehrungen nicht zu rechnen.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. September 2017 (BGBl. I S. 3370)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)

für das Vorhaben wesentliche Änderung 
einer Biogasanlage in 17291 Göritz

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 3. Juli 2018

Die Firma Uckermark Agrar eG mit Sitz in 17291 Göritz, To-
mower Damm 1, beantragt die Genehmigung nach § 16 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grund- 
stück Tomower Damm 1 in 17291 Göritz in der Gemarkung 
Göritz, Flur 2, Flurstück 89 (Landkreis Uckermark) eine Bio-
gasanlage zur Gewinnung von Strom und Wärme wesentlich zu 
ändern (zusätzliches BHKW, Wärmespeicher und Trafoanla-
ge). (Az.: G03818)

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 8.6.3.2 V 
des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige  
Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Num-

mer 8.4.2.1 A der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG).

Nach § 7 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine allge-
meine Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen.

Die Feststellung erfolgte auf Antrag des Antragstellers und auf 
der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgelegten Unterla-
gen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Es kann davon ausgegangen werden, dass durch das Vorhaben 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht hervorgeru-
fen werden. Mit erheblichen Beeinträchtigungen der Schutz- 
güter Mensch einschließlich menschlicher Gesundheit, Fläche, 
Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt und Land-
schaftsbild ist unter Berücksichtigung der vom Antragsteller 
vorgesehenen Vorkehrungen nicht zu rechnen.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. September 2017 (BGBl. I S. 3370)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Ablehnung der Errichtung und des Betriebes 
von einer Windkraftanlage am Standort 

in 15936 Ihlow OT Illmersdorf 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 3. Juli 2018

Der Antrag der Firma Windpark Dahme-Illmersdorf 1 GmbH & 
Co. KG auf Neugenehmigung nach § 4 des Bundes-Immis- 
sionsschutzgesetzes (BImSchG) von ursprünglich zehn Wind-
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kraftanlagen (WKA) wird für eine WKA auf dem Grundstück 
in 15936 Ihlow Gemarkung Illmersdorf, Flur 1, Flurstück 12 
abgelehnt. Vorgesehen war der Anlagentyp GE 2.5-120 mit 
Stahlrohrturm (Rotordurchmesser 120 m, Nabenhöhe 120 m, 
Gesamthöhe 180 m + 3 m Fundamentüberstand, Nennleistung 
2,5 MW). Das Ursprungsvorhaben unterlag einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung.

(Die Bekanntmachung der Ablehnung von 9 WKA in den Ge-
markungen Illmersdorf und Rietdorf erfolgte bereits am 20. Feb- 
ruar 2018.)

Auslegung

Die Entscheidung liegt mit einer Ausfertigung der Antrags- 
unterlagen in der Zeit vom 5. Juli 2018 bis einschließlich 
18.  Juli 2018 im Landesamt für Umwelt, Genehmigungs- 
verfahrensstelle Süd, Zimmer 4.27, Von-Schön-Straße 7 in 
03050 Cottbus und im Amt Dahme/Mark, Bauamt, Hauptstra-
ße 48/49 in 15936 Dahme/Mark aus und kann dort während der 
Dienststunden von jedermann eingesehen werden.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid den 
Einwendern und auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendung erhoben haben, als zugestellt.

Nach der öffentlichen Bekanntmachung können der Bescheid 
und seine Begründung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist 
von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim 
Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, 
Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam schriftlich angefordert 
werden.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach dessen 
Zustellung schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch ein-
gelegt werden. 

Ein schriftlicher Widerspruch ist an das Landesamt für Umwelt, 
Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam zu richten. Zur Nieder-
schrift kann der Widerspruch beim Landesamt für Umwelt, 
Seeburger Chaussee 2 in 14476 Potsdam OT Groß Glienicke 
eingelegt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 

9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 1 der 
Verordnung vom 8. Dezember 2017 (BGBl. I S. 3882)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. September 2017 (BGBl. I S. 3270)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben wesentliche Änderung 
einer Anlage zur Herstellung von Stärkemehl 

in 16866 Kyritz

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 3. Juli 2018

Die Firma Emsland-Stärke GmbH, Pritzwalker Straße 10 in 
16866 Kyritz beantragt die Genehmigung nach § 16 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), die auf dem Grund-
stück Pritzwalker Straße 10, 16866 Kyritz in der Gemarkung 
Kyritz, Flur 2, Flurstück 486 gelegene Anlage zur Herstellung 
von Stärkemehl wesentlich zu ändern. Hierbei handelt es sich 
um die Errichtung und den Betrieb einer Dextrinanlage.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 7.22.1 GE 
des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Num-
mer 7.23.2 A der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG).

Nach § 9 Absatz 2 Nummer 2 in Verbindung mit § 7 Absatz 2 
UVPG war für das beantragte Vorhaben eine allgemeine Vor-
prüfung des Einzelfalls durchzuführen.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgeleg-
ten Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung beruht im Wesentlichen auf folgenden Krite-
rien: 

Das Vorhaben lässt nach vorliegenden Kenntnissen über die 
örtlichen Gegebenheiten, unter Berücksichtigung der vorhan-
denen Untersuchungsergebnisse und des gewählten Standortes 
keine erheblich nachteiligen Auswirkungen im Sinne des UVPG 
auf die im Beurteilungsgebiet vorhandenen Schutzgüter erwar-
ten. 
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Durch die Lage des Vorhabens im Industriegebiet ist eine Beein-
trächtigung von Erholungsräumen nicht erkennbar und das Land-
schaftsbild wird nicht erheblich nachteilig beeinträchtigt. Die 
baubedingten Lärm- und Schadstoffimmissionen sind temporär, 
hier ist nicht mit erheblichen Beeinträchtigungen zu rechnen. Zu-
sätzliche betriebsbedingte Auswirkungen durch Schall, Staub 
und Gerüche durch den Betrieb der Dextrinanlage sind zwar 
möglich, jedoch werden die hierfür jeweils geltenden Grenzwer-
te eingehalten beziehungsweise erheblich unterschritten.

Durch eine UVP sind keine weiterreichenden Aussagen zu er-
warten. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist daher nicht er-
forderlich.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. September 2017 (BGBl. I S. 3370)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle West

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
für das Vorhaben Grundwasserabsenkung 

für die Sanierung der Ferngasleitung (FGL) 111

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 3. Juli 2018

Die ONTRAS Gastransport GmbH, Maximilianallee 4 in Leip-
zig beantragt für Sanierungsarbeiten an der Ferngasleitung 
(FGL) 111 im Landkreis Prignitz, Gemeinde Karstädt, Gemar-
kung Garlin, Flur 4, Flurstücke 12, 14, 15, 18, 19, 21, 22, 25, 26 
eine wasserrechtliche Erlaubnis nach § 8 des Wasserhaushalts-
gesetzes (WHG).

Nach den §§ 5, 7 ff. des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit der Nummer 13.3.2 

der Anlage 1 zum UVPG war für das beantragte Vorhaben eine 
allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung beruht auf den folgenden wesentlichen 
Gründen:

-	 Die Auswirkungen der geplanten Grundwasserabsenkun-
gen sind temporär und lokal begrenzt, so dass von dem Vor-
haben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkun-
gen ausgehen.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.

Im Internet ist diese Bekanntmachung auf folgender Seite ab-
rufbar: www.lfu.brandenburg.de/info/owb.

Rechtsgrundlagen

Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2771) geändert worden ist

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. September 
2017 (BGBl. I S. 3370) geändert worden ist

Landesamt für Umwelt
Abteilung W1 (Wasserwirtschaft 1)

Referat W11 (Obere Wasserbehörde)

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben „Wiederherstellung 
der ökologischen Durchgängigkeit 

am Mündungswehr der Kleinen Elster 
in die Schwarze Elster in Wahrenbrück“

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 3. Juli 2018

Der Gewässerverband Kleine Elster-Pulsnitz, Finsterwalder 
Straße 32 a in 03249 Sonnewalde plant im Auftrag des Landes-
amtes für Umwelt, Referat W26 die Wiederherstellung der öko-
logischen Durchgängigkeit am Mündungswehr der Kleinen 
Elster in die Schwarze Elster in Wahrenbrück im Landkreis 
Elbe-Elster.

Nach den §§ 5, 7 ff. des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit der Nummer 13.18.1 
der Anlage 1 zum UVPG war für das beantragte Vorhaben eine 
allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen.
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Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung beruht auf den folgenden wesentlichen 
Gründen:

-	 Durch den Rückbau der Wehranlage mit folgendem Umbau 
wird die Entwicklung des Fließes und deren Flora und Fau-
na nicht negativ beeinflusst.

-	 Da der Standort bereits durch die rückzubauende Wehranla-
ge überprägt ist und in dem Bereich vorhandene Wege ge-
nutzt werden, beeinträchtigt das Vorhaben keine besonders 
empfindlichen Lebensräume.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.

Im Internet ist diese Bekanntmachung auf folgender Seite ab-
rufbar: www.lfu.brandenburg.de/info/owb.

Rechtsgrundlagen

Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2771) geändert worden ist

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. September 
2017 (BGBl. I S. 3370) geändert worden ist

Landesamt für Umwelt
Abteilung W1 (Wasserwirtschaft 1)

Referat W11 (Obere Wasserbehörde)

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)

für das Vorhaben wesentliche Änderung 
einer Kompostanlage in 16356 Ahrensfelde

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 3. Juli 2018

Die Firma Reterra Service GmbH mit Sitz in 50374 Erftstadt, 
Seestraße 2 a, beantragt die Genehmigung nach § 16 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grund-
stück in 16356 Ahrensfelde in der Gemarkung Mehrow, Flur 6, 
Flurstücke 13/2, 14/1, 14/4, 15/2, 16/2, 45 und 47 (Landkreis 
Barnim) eine Anlage zur Erzeugung von Kompost aus organi-
schen Abfällen wesentlich zu ändern (Erhöhung der Einsatz-
stoffmenge und Errichtung von Gebäuden). (Az.: G02918)

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 8.5.1 EG  
des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Num-
mer 8.4.1.1 A der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG).

Nach § 7 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine all- 
gemeine Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen.

Die Feststellung erfolgte auf Antrag des Antragstellers und auf 
der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgelegten Unterla-
gen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Es kann davon ausgegangen werden, dass durch das Vorhaben 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht hervorgeru-
fen werden. Mit erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzgü-
ter Mensch einschließlich menschlicher Gesundheit, Fläche, 
Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt und Land-
schaftsbild ist unter Berücksichtigung der vom Antragsteller 
vorgesehenen Vorkehrungen nicht zu rechnen.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. September 2017 (BGBl. I S. 3370)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Vorprüfung zur Feststellung der Erforderlichkeit 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

für das Vorhaben „Änderung der Genehmigung 
des Hubschrauber-Sonderlandeplatzes 
Klinikum Uckermark Schwedt/Oder“

Bekanntmachung 
der Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbehörde 
Berlin-Brandenburg, Genehmigungsbehörde 

Vom 8. Juni 2018

Die Asklepios Klinikum Uckermark GmbH beantragte am 
09.01.2018 die Änderung der Genehmigung des Hubschrauber-
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Sonderlandeplatzes Klinikum Uckermark Schwedt/Oder zwecks 
Anpassung des Landeplatzes an die Allgemeine Verwaltungs-
vorschrift zur Genehmigung der Anlage und des Betriebs von 
Hubschrauberflugplätzen (AVV) vom 19.12.2005. Weiterhin 
wurde die Festsetzung eines beschränkten Bauschutzbereiches 
nach § 17 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) sowie Bauhöhen-
festlegungen nach § 13 LuftVG beantragt.

Es handelt sich dabei um ein Verkehrsvorhaben gemäß Num-
mer 14.12.2 der Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG).

Gemäß § 5 UVPG hat die zuständige Behörde festzustellen, ob 
für das Vorhaben nach den §§ 6 bis 14 UVPG eine Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) besteht.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das 
genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Entscheidung ist nicht selbstständig anfechtbar (§ 5 Ab-
satz 3 UVPG).

Die Begründung dieser Entscheidung und die zugrunde liegen-
den Unterlagen für die Vorprüfung können während der Dienst-
zeiten oder nach vorheriger telefonischer Vereinbarung (unter 
03342 4266-4101) bei der Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbe-
hörde Berlin-Brandenburg, Mittelstraße 5/5 a, 12529 Schöne-
feld eingesehen werden.

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben „Anbindung Wind-UW Karlshof, 
HT0183 an Mast 54 der 110-kV-Freileitung HT0061  

Pasewalk-Prenzlau“

Bekanntmachung des Landesamtes für Bergbau, 
Geologie und Rohstoffe 

Vom 15. Juni 2018

Die SPIE SAG GmbH, CeGIT (SPIE) plant im Auftrag der 
Nordeutsche Energie GmbH & Co. die Anbindung des Wind-

Umspannwerkes Karlshof (Gemarkung Dauer, Stadt Prenzlau, 
Landkreis Uckermark) an Mast 54 der bestehenden 110-kV-
Freileitung HT0061 Pasewalk - Prenzlau 1/2. 

Auf Antrag der SPIE vom 14.05.2018 hat das Landesamt für 
Bergbau, Geologie und Rohstoffe eine Einzelfallprüfung durch-
geführt. 

Die Angaben in der Antragsunterlage entsprechen den Kriterien 
der Anlage 2 des UVPG. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Wesentliche Gründe für die Entscheidung (entsprechend § 9 
Absatz 2, § 5 Absatz 2 in Verbindung mit Anlage 3 UVPG) sind:

- 	 Es handelt sich um eine Maßnahme geringfügigen Aus- 
maßes.

- 	 Natürliche Ressourcen werden nicht über das bestehende 
Maß hinaus genutzt.

- 	 Besonders geschützte Gebiete sind nicht betroffen.

Die Feststellung erfolgte auf der Grundlage der von der Vorha-
benträgerin vorgelegten Unterlagen.

Diese Entscheidung ist nicht selbstständig anfechtbar. Die Be-
gründung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden An-
tragsunterlagen einschließlich Kartenmaterial können nach 
vorheriger telefonischer Anmeldung (0355 48640-322) wäh-
rend der Dienstzeiten im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe, Dezernat 32, Inselstraße 26, 03046 Cottbus, einge-
sehen werden.

Rechtsgrundlagen:

-	 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) vom 7. Juli 2005 
(BGBl. I S. 1970, 3621), zuletzt geändert durch Artikel 2 
Absatz 6 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808)

-	 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. September 2017 (BGBl. I S. 3370)
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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE

Widmung der neu gebauten Abschnitte der B 101 
Ortsumgehung Thyrow und 

Ankündigung der Umstufung B 101 Bereich Thyrow

Bekanntmachung 
des Landesbetriebes Straßenwesen Brandenburg, 

Dienststelle Wünsdorf
Vom 15. Juni 2018

1	 Widmung

Entsprechend Planfeststellungsbeschluss Nr.: 40.9 7172/101.24 
vom 20. Mai 2011 für den Neubau der Bundesstraße 101 - 
Ortsumgehung Thyrow werden die neu gebauten Abschnitte 
der B 101 nach § 1 und § 2 Absatz 1 des Bundesfernstraßen- 
gesetzes (FStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. Juni 2007 (BGBl. I S. 1206), zuletzt geändert durch Arti-
kel  466 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I  
S.  1474), und § 6 Absatz 1 des Brandenburgischen Straßen- 
gesetzes (BbgStrG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28.  Juli 2009 (GVBl. I S. 358), zuletzt geändert durch Arti-
kel 15 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 32), als 
öffentliche Straße gewidmet und der Allgemeinheit für den öf-
fentlichen Verkehr zur Verfügung gestellt. Folgende Strecke 
wurde mit einer Länge von 5,115 km neu gebaut:

-	 von Bauanfang (NK 3745 660) nach AS Thyrow (NK 3745 
037) nach Bauende (NK 3745 661).

Die genannten Verkehrsflächen einschließlich der dazugehöri-
gen Nebenanlagen werden in die Gruppe der Bundesstraße ein-
gestuft und Bestandteil der B 101.

Künftiger Straßenbaulastträger wird gemäß § 5 FStrG die Bun-
desrepublik Deutschland.

Die Widmung wird mit Verkehrsfreigabe, voraussichtlich 
im November 2018, wirksam.

2	 Ankündigung der Abstufung 

Auf Grund der neu gebauten Streckenabschnitte verändert sich 
mit Verkehrsfreigabe und Widmung, voraussichtlich im No-
vember 2018, die Verkehrsbedeutung der B 101 in diesem Be-
reich. Es ist beabsichtigt nachstehende Umstufung nach § 2 
Absatz 4 des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007 (BGBl. I 
S.  1206), zuletzt geändert durch Artikel 466 der Verordnung 
vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474), und § 6 Absatz 1 des 
Brandenburgischen Straßengesetzes (BbgStrG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 28. Juli 2009 (GVBl. I S. 358), zu-
letzt geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 
(GVBl. I Nr. 32), mit Wirkung vom 1. Januar 2019 wie folgt 
vorzunehmen:

Die B 101 Abschnitt 548 (Kreisverkehr) mit einer Länge von 
0,119 km wird einschließlich der Nebenanlagen zur Landes-

straße abgestuft und Bestandteil der L 70.

Die B 101 Abschnitt 550 von Netzknoten (NK) 3745 009 bis 
NK 3745 021 mit einer Länge von 0,170 km wird einschließlich 
der Nebenanlagen zur Landesstraße abgestuft und Bestandteil 
der L 795.

Träger der Straßenbaulast wird das Land Brandenburg.

Die B 101 Abschnitt 547 von NK 3745 026 bis NK 3745 010 
mit einer Länge von 0,722 km wird einschließlich der Neben-
anlagen zur Kreisstraße abgestuft.

Träger der Straßenbaulast wird der Landkreis Teltow-Fläming.

Die B 101 Abschnitt 540 von NK 3745 010 bis NK 3745 009 
mit einer Länge von 1,554 km und der Abschnitt 560 von 
NK 3745 021 bis NK 3745 030 mit einer Länge von 1,526 km 
werden einschließlich der Nebenanlagen zur Gemeindestraße 
abgestuft und dienen als Erschließung der anliegenden Grund-
stücke.

Träger der Straßenbaulast wird die Stadt Trebbin.

Diese Ankündigung gilt einen Tag nach der Veröffentlichung 
als bekannt gegeben.

Etwaige Bedenken oder Gegenvorstellungen zu der beabsich-
tigten Umstufung können innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift beim Landesbetrieb 
Straßenwesen Brandenburg, Lindenallee 51, 15366 Hoppegar-
ten vorgebracht werden.

Im Auftrag

Kerstin Finis-Keck
Abteilungsleiterin Verkehr

Bundesstraße 156 - Ortsdurchfahrt Spremberg
Widmung des neu gebauten Kreisverkehrsplatzes 

im Zuge der B 156 und Abstufung 
der B 156 Abschnitt 091 und 093

Bekanntmachung 
des Landesbetriebes Straßenwesen Brandenburg, 

Dienststelle Cottbus
Vom 25. Juni 2018

Mit der Widmung und Verkehrsfreigabe des neu gebauten 
Kreisverkehrsplatzes im Zuge der B 156 in Spremberg zum 
4. Juli 2018 ist es geplant, nachstehende Umstufungen nach § 2 
Absatz 4 und 6 des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007 (BGBl. I 
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S.  1206), zuletzt geändert durch Artikel 466 der Verordnung 
vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474), in Verbindung mit § 3 
und § 7 des Brandenburgischen Straßengesetzes (BbgStrG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juli 2009 (GVBl. I 
S. 358), zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. Juli 2014 
(GVBl. I S. 211), vorzunehmen:

1	 Abstufung der Bundesstraße zur Landesstraße

Die B 156 Abschnitt 091 von Netzknoten (NK) 4452 004 bis 
NK 4452 005 wird zur Landesstraße abgestuft und Bestandteil 
der L 471 Abschnitt 010.

Träger der Straßenbaulast wird das Land Brandenburg.

2	 Abstufung der Bundesstraße zur Gemeindestraße

Die Bundesstraße wird einbahnig, zweistreifig zwischen den 
NK 4452 005 (neu) und dem NK 4452 016 geführt. Das ver-
bleibende Teilstück der B 156 Abschnitt 093 zwischen den 
NK 4452 004 (alt) bis NK 4452 016 wird zur Gemeindestraße 

abgestuft. Dieser Teil dient der Erschließung des anliegenden 
Wohn- und Geschäftsquartiers.

Träger der Straßenbaulast wird die Stadt Spremberg.

Diese Umstufungsverfügung gilt einen Tag nach der Veröffent-
lichung als bekannt gegeben.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung ist der Widerspruch zulässig. Er ist in-
nerhalb eines Monats nach der Bekanntgabe schriftlich oder zur 
Niederschrift beim Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg, 
Lindenallee 51, in 15366 Hoppegarten einzulegen. 

Im Auftrag

Kerstin Finis-Keck
Abteilungsleiterin Verkehr

BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Güterrechtsregistersachen

Amtsgericht Oranienburg

STELLENAUSSCHREIBUNGEN

Öffentliche Ausschreibung der Stelle der Landrätin/
des Landrates des Landkreises Ostprignitz-Ruppin

Für den im Land Brandenburg gelegenen Landkreis Ostprig-
nitz-Ruppin ist am 6. September 2018 durch den Kreistag in 
öffentlicher Sitzung die Landrätin/der Landrat als Beamtin/ 
Beamter auf Zeit für die Dauer von 8 Jahren zu wählen. Die 
Stellenausschreibung ist notwendig, da in der Stichwahl zur 
Wahl des Landrates das gesetzliche Quorum von 15 % aller 
Wahlberechtigten im Landkreis Ostprignitz-Ruppin von kei-
nem der Bewerber erreicht wurde. Der Amtsinhaber hat seine 
erneute Bewerbung angekündigt.

Wählbar zur Landrätin/zum Landrat sind Deutsche gemäß Arti-
kel 116 des Grundgesetzes oder sonstige Unionsbürger, die die 
Gewähr bieten, jederzeit für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes einzutreten, und 
das 18. Lebensjahr vollendet haben.

Gemäß § 3 Absatz 4 der Brandenburgischen Kommunalbesol-
dungsverordnung vom 2. Februar 2018 (GVBl. II Nr. 10) er-
folgt die Besoldung in der Besoldungsgruppe B 5. Daneben 
wird eine Aufwandsentschädigung entsprechend den gesetz- 
lichen Bestimmungen gewährt.
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Amtsblatt für Brandenburg

Gesucht wird eine zielstrebige, verantwortungsbewusste und ent-
scheidungsfreudige Persönlichkeit mit ausgeprägten integrativen 
Fähigkeiten und Führungsqualitäten. Umfassende Kenntnisse 
und Erfahrungen auf dem Gebiet der Kommunalverwaltung 
und des Kommunalrechts sind erwünscht.

Der Landkreis Ostprignitz-Ruppin hat knapp 100 000 Einwoh-
nerinnen und Einwohner. Kreissitz ist die Fontanestadt Neurup-
pin. Die Kreisverwaltung hat Außenstellen in Wittstock/Dosse 
und Kyritz. In der Kreisverwaltung sind ca. 850 Mitarbeiter in 
Voll- und Teilzeit beschäftigt. Nähere Informationen sind im 
Internet unter www.opr.de zu finden.

Schriftliche Bewerbungen sind mit aussagekräftigen Unterla-
gen wie tabellarischem Lebenslauf, Lichtbild, Zeugnissen und 
Referenzen sowie einem behördlichen Führungszeugnis per 
Einschreiben zu senden an:

Landkreis Ostprignitz-Ruppin 
Büro Kreistag
Vorsitzender des Kreistages 
Herr Manfred Richter
- persönlich - 
Virchowstr. 14 - 16 
16816 Neuruppin

Kosten, die im Zusammenhang mit der Bewerbung entstehen, 
werden nicht erstattet.

Gemäß § 13 EU-DSGVO wird auf das Informationsblatt über 
die Datenverarbeitung für Zwecke des Beschäftigungsverhält-
nisses hingewiesen, das unter:

http://www.ostprignitz-ruppin.de/Landkreis&Verwaltung/
Amt für Finanzen und Personal → Bereich Dokumente auf 
der Internetseite des Landkreises Ostprignitz-Ruppin 

abrufbar ist. Diese Information gilt auch für das Ausschrei-
bungsverfahren der Stelle des Landrates. Ziffer 4 der vorbe-
zeichneten Information wird dahingehend konkretisiert, dass 
die Weitergabe Ihrer personenbezogenen Daten an die Mitglie-
der des Kreistages erfolgt, da sie prüfen, ob die Voraussetzun-
gen der Wählbarkeit vorliegen und die Wahlentscheidung in 
öffentlicher Sitzung treffen. Die Weitergabe der personenbezo-
genen Daten an Mitarbeiter der Kreisverwaltung erfolgt durch 
den Vorsitzenden des Kreistages nur an solche Personen, die 
unmittelbar in die Vorbereitung der Sitzungen des Kreistages 
eingebunden sind. Diese Mitarbeiter sind zur Verschwiegenheit 
verpflichtet. Die Pflicht der Kreistagsmitglieder zur Verschwie-
genheit beruht auf § 21 BbgKVerf. Es wird darauf hingewiesen, 
dass sich die Kandidaten vor der Wahl in einer öffentlichen Sit-
zung des Kreistages persönlich vorstellen sollen. Nähere Infor-
mationen zum Wahlverfahren entnehmen Sie bitte der Be-
schlussvorlage BV 2018 - 0397. 

Bewerberinnen und Bewerber werden gebeten, sich aus-
drücklich zu erklären, ob sie mit der dargestellten Weiter-
gabe und Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten im 
Ausschreibungs- und Wahlverfahren für die Stelle der 
Landrätin/des Landrates einverstanden sind.

http://www.ostprignitz-ruppin.de/landkreis&verwaltung/amt_fuer_finanzen_und_personal
http://www.ostprignitz-ruppin.de/landkreis&verwaltung/amt_fuer_finanzen_und_personal
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